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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.05.1965 

Geschäftszahl 

1705/64 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 1063/63 E 8. November 1963 RS 1 

(Für die Anwendung des Art II Abs 5 der Novelle BGBl. Nr. 319/61 kommt es auf den Bezug der 
Versorgungsleistung am 1.1.1962 an.) 

Stammrechtssatz 

Die Neubemessung der Beschädigtenrente muß unterbleiben, wenn eine für die Höhe der Leistung maßgebende 
Veränderung um mindestens eine Stufe in der Einschätzung der Minderung der Erwerbsfähigkeit durch den 
Sachverständigen nicht nachgewiesen werden kann. Eine Änderung der medizinischen Auffassung hinsichtlich 
des ursächlichen Zusammenhanges eines Leidens mit dem Wehrdienst kann jedoch nicht als eine für die 
Neubemessung der Beschädigtenrente gem § 52 KOVG 1957 maßgebende Änderung angesehen werden. 


